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Gerechtigkeit im Umweltrecht — GerechtUm

Kurzbeschreibung

Ziel des Forschungsberichts ist es, den Diskurs zur Umweltgerechtigkeit in Deutschland
mit einer rechtswissenschaftlichen Betrachtung zu erweitern. In Abgrenzung zum wei-
ten Begriff der ,Umweltgerechtigkeit” bildet der Kernbereich des Umweltrechts den
Anknipfungspunkt dieser Untersuchung. Ausgangspunkt der Untersuchung bildet die
rechtsphilosophische Gerechtigkeitsdebatte, in deren Zentrum die diskursiven und kri-
tischen Theorien der Gerechtigkeit stehen. Daran schlie3t sich eine Untersuchung an,
welche Gerechtigkeitsanforderungen im Umweltvolker-, Europa- und Verfassungsrecht
Niederschlag gefunden haben. SchlieBlich wird analysiert, in welchen Regelungen des
nationalen Rechts der Luftreinhaltung sich Umsetzungsbeispiele der Gerechtigkeitskon
zepte finden lassen. Vor diesem Hintergrund werden Optionen zu einer verbesserten
Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte im Recht der Luftreinhaltung prasentiert. Kapi-
tel 8 enthélt einen Ausblick auf die Anwendbarkeit der gewonnenen Systematisie-
rungsansatze auf andere Rechtsbereiche.

Abstract

The aim of this study is to provide a jurisprudential analysis to expand the discourse on
environmental justice in Germany. The core content of environmental law - in
distinction from the broad concept of "environmental justice" — constitutes the starting
point of the analysis. It begins with the philosophy of legal justice debate, at the centre
of which discursive and critical theories of justice are situated. This is followed by an
examination of the justice requirements that have been incorporated in international
environmental law, European law and constitutional law. In a final step, examples of
the implementation of justice concepts in the rules laid down in national clean air
legislation are identified. Against this background, options for the improved
implementation of justice concepts in clean air legislation are also presented. Chapter 8
contains perspectives for the applicability of the developed systematizing approaches to
other areas of law.
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1 Zusammenfassung

Die Studie gliedert sich in vier groBBere Abschnitte. Zu Beginn wird in Kapitel 4 die
rechtsphilosophische Gerechtigkeitsdebatte, in deren Zentrum die diskursiven und Kkri-
tischen Theorien der Gerechtigkeit stehen, vorgestellt. Daran anschlieBend befasst sich
Kapitel 5 mit der Frage welche Gerechtigkeitsanforderungen im Umweltvolker-, Euro-
pa- und Verfassungsrecht Niederschlag gefunden haben. Dieses schliet mit einer Zu-
ordnung von Gerechtigkeitsanforderungen des Kapitels 5 zu den Gerechtigkeitskonzep-
ten des Kapitels 4 (siehe Abschnitt 5.6). In Kapitel 6 wird untersucht, in welchen Rege-
lungen des nationalen Rechts der Luftreinhaltung sich Umsetzungsbeispiele der Ge-
rechtigkeitskonzepte finden lassen. Vor diesem Hintergrund werden dann in Kapitel 7
Optionen zu einer verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte im Recht der
Luftreinhaltung prasentiert. Die Studie schlief3t in Kapitel 8 mit einem Ausblick zu wei-
teren Untersuchungsfeldern und Losungsansitzen, mit denen die Gerechtigkeit im
Umweltrecht angegangen werden kann.

1.1 Grundlagen

Mit der Gerechtigkeitsidee und ihrer Umsetzung im Rechtssystem befasst sich schwer-
punktmdéBig die Rechtsphilosophie. Sie hat in der Vergangenheit zahllose Beschrei-
bungsansdtze zu Tage gefordert. Besonders wirkungsmachtig sind einerseits prozedura-
le und andererseits materielle Gerechtigkeitskonzepte geworden. Fiir das Umweltrecht
sind als prozedurale Ansétze vor allem die Generationengerechtigkeit, die 6kologische
Gerechtigkeit, die Chancengerechtigkeit, die Konzeption der Eigenrechte der Natur
und die Befdhigungsgerechtigkeit zu nennen. Als prozedurale Gerechtigkeitskonzepte
werden Theorien verstanden, die zur Begriindung und Erzeugung von Gerechtigkeit
maBgeblich auf den Verfahrensgedanken zuriickgreifen. Neben den prozeduralen Ge-
rechtigkeitskonzepten stehen materielle Gerechtigkeitskonzepte. Im Zentrum dieser
materiellen Gerechtigkeitsdebatte sind diskursive und kritische Theorien der Gerech-
tigkeit angesiedelt, die allesamt ihre Familienzugehorigkeit zur Rawlschen Gerechtig-
keitstheorie als wirkungsmachtigster Variante des Neo-Kontraktualismus nicht bestrei-
ten konnen.

Ungeachtet der besonderen Bedeutung der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie wird man
fragen miissen, ob sie nicht doch letztlich in den ,luftigen Hohen“ der Rechtsphiloso-
phie bleibt, ohne die konkreten Gerechtigkeitsprobleme in den ,Ebenen” des einfachen
Rechts losen zu kénnen. Dies diirfte auch fiir die Fragen der Gerechtigkeit im Umwelt-
recht bei der Verteilung von Umweltgiitern und Umweltlasten gelten. Deshalb kommt
es mafgeblich darauf an, die Rawlsche Gerechtigkeitstheorie auf die Rechtspraxis und
die Rechtsdogmatik ,herunterzubrechen®. RegelmadfBig geschieht dies unter Ruckgriff
auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Grundgesetzes. Dabei geht es letztlich um die
-addquate Komplexitdt konsistenten Entscheidens®.! Konsistenz meint formale Gleich-
heit in dem Sinne, dass ,,weder wesentlich Gleiches willkiirlich ungleich, noch wesent-
lich Ungleiches willkiirlich gleich“ behandelt werden darf. Willkiirlich ist ein Handeln,
das sich nicht am Gerechtigkeitsgedanken orientiert. Dies ist nach der stetigen Recht-

! Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 214 ff.
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sprechung des Bundesverfassungsgerichts der Fall, ,wenn eine Gruppe von Normadres-
saten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwi-
schen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht beste-
hen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen kénnten.”

Sicherlich geht damit eine ,strikte Formalisierung von Gerechtigkeit“* einher und zwei-

fellos verlagert sich auf diese Weise das Problem der Gerechtigkeit von der Einzelfall-
gerechtigkeit zur konsistenten Zuordnung verschiedener Fille®. Das ist aber nicht eben
wenig, auch nicht fir die Bewaltigung konkreter Gerechtigkeitsprobleme im Umwelt-
recht.

Dartiber hinaus bleibt Gerechtigkeit im Umweltrecht weitgehend ein Problem der Ver-
fahrensgerechtigkeit. Damit ist nach dem Stellenwert von Argumentationstopoi wie
Information, Partizipation und Transparenz in konkreten gerichtlichen Entscheidungen
gefragt. Besonderes Augenmerk ist auf die Kontrolle von Abwagungsverfahren und
Abwdagungsentscheidungen zu richten. Was die darin sichtbar werdende
Verantwortungsattribution anbelangt, so ist aber ebenso der Gesetzgeber zentral ange-
sprochen. Er muss sich fragen lassen, inwieweit er eigentlich seiner Verantwortlichkeit
fir eine unter prozeduralen Gesichtspunkten gerechte Ausgestaltung des Umweltrechts
nachkommt bzw. welcher Impulse es ggf. bedarf, um zu einem , gerechten” Umwelt-
recht beizutragen. Hier konnen die prozeduralen Gerechtigkeitskonzepte als Argumen-
tationshaushalte dienen, aus denen der Gesetzgeber seine rechtspolitischen Maf3stabe
fir ein ,gerechtes” Umweltrecht speist.

Ob und inwieweit sich das Umweltrecht letztlich wirklich als gerecht erweist, dirfte
jedoch nur bedingt durch gerechtigkeitstheoretische Uberlegungen zu steuern sein.
Vielmehr wird es ganz maf3geblich darauf ankommen, in welchem Umfang sich die
einzelnen Staatsfunktionen (Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung) auf den
unterschiedlichen Normsetzungsebenen dem Gerechtigkeitsgedanken und daraus re-
sultierenden Gerechtigkeitsanforderungen verpflichtet wissen.

1.2 Gerechtigkeitsanforderungen im hoherrangigen Recht

Im geltenden Recht bestehen bereits zahlreiche Ankniipfungspunkte fiir Gerechtig-
keitskonzepte. Eine vollstindige Kongruenz zwischen Recht und Gerechtigkeit liegt je-
doch nicht zwingend vor. Gleichwohl ist Gerechtigkeit eine Hauptaufgabe des Rechts
und Recht das wichtigste Instrument zur Durchsetzung von Gerechtigkeit.

Die Beantwortung der Frage nach der Beriicksichtigung von Gerechtigkeitskonzepten
durch das Recht wird durch die vielfache Offenheit des Rechts erschwert. Diese Offen-
heit macht einerseits eine Wertung notwendig und legt eine normgeberische Konkreti-
sierung nahe, ermoglicht andererseits aber auch die Beriicksichtigung neuer Gerech-
tigkeitsprobleme und verdnderter Gerechtigkeitsvorstellungen. Zudem ist die Zuschrei-
bung rechtlicher Regelungen zu einem konkreten Gerechtigkeitskonzept wegen vielfal-
tiger Uberschneidungen der einzelnen Gerechtigkeitskonzepte sowie der haufig ledig-

Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, 2004, S. 126.
3 Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 357.
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lich mittelbaren Wirkungsweise der rechtlichen Regelungen nicht ohne weiteres strin-
gent moglich. Daher wurden in der vorliegenden Studie insbesondere die Grundkon-
zeption und die Funktionsweise der einzelnen normativen Grundlagen zundchst erldu-
tert und mogliche Handlungsanweisungen ermittelt, um anschlieBend Schnittmengen
mit einzelnen Gerechtigkeitskonzepten identifizieren zu kénnen.

Der Gedanke der Gerechtigkeit tritt im Umweltvolkerrecht insbesondere in den Prinzi-
pien zutage. Hierzu gehoren v. a. das Verbot erheblicher grenziiberschreitender Um-
weltbelastungen, das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer nattirli-
cher Ressourcen, die Statusprinzipien (res communis, common heritage of mankind,
common concern of mankind), das Konzept der nachhaltigen Entwicklung, das Vorsor-
geprinzip, das Verursacherprinzip, das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichkeit sowie das Prinzip der Billigkeit. Eine gesicherte Anerkennung
der Prinzipien als Volkergewohnheitsrecht ist nur selten zu konstatieren. Hingegen
kann das Volkervertragsrecht eine hohere Direktionskraft entfalten. Ilhm kommt eine
wichtige Konkretisierungsfunktion im Hinblick auf die Prinzipien zu. Statt der Festset-
zung konkreter Kriterien fiir eine gerechte Verteilung wird wiederholt auf verfahrens-
rechtliche Ansatze (z. B. das Abwdgungsverfahren beim Gebot der fairen und gerechten
Aufteilung gemeinsamer natirlicher Ressourcen) firr die Erzielung eines gerechten Er-
gebnisses zuriickgegriffen. Die Durchbrechung der grundsatzlich zwischenstaatlichen
Verpfilichtungsstruktur des Umweltvolkerrechts durch prozedurale Garantien (z. B.
durch das Aarhus-Ubereinkommen), fithrt zu einer partiellen Individualisierung des
Umweltvolkerrechts. Zudem bertiicksichtigen bestimmte Menschenrechte der ersten
und zweiten Generation spezifische Umweltbelange. Diese Individualisierung kann zur
Effektuierung bestimmter Gerechtigkeitsaspekte beitragen.

Auf der Ebene des umweltspezifischen EU-Primdrrechts weisen die in Art. 191 Abs. 1
AEUV enthaltenen Ziele der Umweltpolitik (Umweltschutz, Verbesserung der Umwelt-
qualitat, Gesundheitsschutz, Ressourcenschutz, internationale Zusammenarbeit) eine
Zielidentitat mit einzelnen Gerechtigkeitskonzepten auf. Diese Ziele sind rechtsverbind-
lich und justiziabel, wenngleich wegen der groBen Spannbreite der aufgezdhlten Mate-
rien eine Zielverletzung nur im unwahrscheinlichen Fall deutlicher umweltpolitischer
Versdumnisse besteht. Die im EU-Priméarrecht niedergelegten Prinzipien (hohes Schutz-
niveau, Vorsorge- und Vorbeugeprinzip, Ursprungsprinzip, Verursacherprinzip, Nach-
haltigkeitsprinzip) sind ebenfalls rechtsverbindlich und fungieren als Maf3stab und Le-
gitimation fiir den Normgeber, wobei dieser allerdings einen gewissen, von der norma-
tiven Dichte des jeweiligen Prinzips abhdngenden Gestaltungsspielraum besitzt. Bei der
Erarbeitung von bestimmten umweltpolitischen Manahmen sind die in Art. 191 Abs. 3
AEUV enthaltenen Abwdgungskriterien (verfiigbare, wissenschaftliche Daten, regionale
Umweltbedingungen, Vorteile und Belastungen eines Tatigwerdens, wirtschaftliche
und soziale Entwicklung der Union und ihrer Regionen) zwingend zu berticksichtigen,
ohne jedoch Rechtsprinzipien oder Rechtssetzungsbedingungen zu sein. Im Rahmen
dieses Abwagungsgebots ist die Diskussion von Gerechtigkeitsaspekten maoglich, die
auch uber lediglich 6kologische Betrachtungen hinausgeht. Ein materielles Umwelt-
grundrecht auf europdischer Ebene existiert bislang nicht. Vielmehr kénnen sich aus
einzelnen Grundrechten, wie der Menschenwiirde (Art. 1 GrCh), dem Recht auf Leben
(Art. 2 GrCh), Recht auf Unversehrtheit (Art. 3 GrCh) sowie der Achtung des Privat- und
Familienlebens (Art. 7 GrCh), umweltrelevante Anspriiche ergeben. Ansatzpunkte fiir
die Moglichkeit der Beriicksichtigung kiinftiger Generationen bei der Grundrechtsge-
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wahrleistung sind in Abs. 6 der Praambel der Grundrechtecharta zu erkennen. Zudem
sind in den Art. 20 und 21 GrCh Gleichheitsrechte bzw. Diskriminierungsverbote nie-
dergelegt. Schliefllich erlaubt im Rahmen des Rechts auf eine gute Verwaltung (Art. 41
GrCh) der Begriff der gerechten Behandlung eine Weiterentwicklung dieses ,,offenen
Qualitatsstandards®.

Auf der Ebene des nationalen Verfassungsrechts fungiert die Staatszielbestimmung
zum Schutz der natiirlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a GG als Konkretisierungsauf-
trag an den Gesetzgeber sowie als Auslegungs- und Abwdgungshilfe, ohne dass Art. 20a
GG konkrete MafB3stdabe und Gewichtungsfaktoren bereithdlt. Allerdings verpflichtet die
aus Art. 20a GG erwachsende Zukunfts- bzw. Langzeitverantwortung den Staat dazu,
entsprechende institutionelle und verfahrensmaBige Vorkehrungen, v. a. im Rahmen
des Gesetzgebungsverfahrens, zu treffen. Durch die Bezugnahme auf die kiinftigen Ge-
nerationen wird v. a. die intergenerationelle Gerechtigkeit auf Verfassungsebene ver-
ankert, wobei das Schutzgut die Umwelt in der Zukunft ist. Neben dem Rechtsstaats-
prinzip enthdalt insbesondere das Sozialstaatsprinzip durch seine Ausrichtung auf Chan-
cengleichheit und im Zusammenspiel mit dem allgemeinen Gleichheitssatz wichtige,
wenn auch in hohem Maf3e zu konkretisierende Gerechtigkeitsgehalte. Der allgemeine
Gleichheitssatz ist mit der Gerechtigkeitsidee eng verkniipft und nimmt daher als Ge-
rechtigkeitsanforderung im Recht eine prominente Stellung ein. So nimmt das Bundes-
verfassungsgericht wiederholt in seinen Entscheidungen die Uberpriifung des Gleich-
heitssatzes ausdriicklich anhand einer ,am Gerechtigkeitsgedanken orientierten Be-
trachtungsweise® vor. Der Spielraum fiir die Festsetzung bestimmter Differenzierungs-
kriterien hangt insbesondere von den Vorgaben des Grundgesetzes ab. So konnen die
Freiheitsrechte, das Sozialstaatsprinzips oder das Staatsziel Umweltschutz eine den
Spielraum begrenzende oder erweiternde Wirkung entfalten. Vorrangig zielt damit der
Gleichheitssatz auf die Verwirklichung intragenerationeller Gerechtigkeit; eine Gleich-
heit in der Zeit im Hinblick auf die intergenerationelle Gerechtigkeit ist dagegen aus
Art. 3 Abs. 1 GG nicht ableitbar.

Nicht zuletzt in Anbetracht von Art. 1 Abs. 2 GG ist die Garantie der Freiheitsrechte
grundlegender Bestandteil der Gerechtigkeit. Fiir den Bereich des Umweltschutzes
agieren insofern v. a. die Garantie der Menschenwirde (Art. 1 Abs. 1 GG), die allgemei-
ne Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG), das Recht auf Leben und korperliche Unver-
sehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) sowie die Eigentumsgarantie (Art. 14 GG). Deren Ab-
wehrfunktion kommt jedoch im regelmaBig anzutreffenden Fall der durch Private ver-
ursachten Umweltbeeintrachtigungen nicht zum Tragen. Eine Pflicht zum Erlass staatli-
cher UmweltschutzmaBnahmen kann damit nur einer Schutzpflicht erwachsen, wobei
dem Gesetzgeber eine Einschatzungsprarogative zukommt. Diese Umweltschutzmas-
nahmen missen auch die Grundrechte der Umweltbelaster (v. a. Berufsfreiheit - Art. 12
GG und Eigentumsfreiheit - Art. 14 GG) beachten, so dass insofern eine unter Gerech-
tigkeitsgesichtspunkten bedenkliche grundrechtliche Uberlegenheit der Umweltbelas-
ter erwachsen kann. Im Hinblick auf die Verfahrensgerechtigkeit ist zudem ein Grund-
rechtsschutz durch Verfahren, d. h. durch eine der Entwertung materieller Grund-
rechtspositionen entgegenstehende Ausgestaltung des Verfahrens, zu gewéhrleisten.

Das Verursacher-, das Vorsorge- und das Nachhaltigkeitsprinzip sind neben dem Vdlker-
und Europarecht auch im nationalen Recht verankert und weisen auf diesen Ebenen
gemeinsame gerechtigkeitsrelevante Kerninhalte, aber auch einen unterschiedlichen



Gerechtigkeit im Umweltrecht — GerechtUm

Grad an Normativitat auf. SchlieB3lich sind dem Kooperationsprinzip, dem Integrations-
prinzip und dem Kompensationsprinzip v. a. wichtige Aspekte der Verfahrensgerech-
tigkeit bzw. der Befdhigungsgerechtigkeit zu entnehmen. Gleichwohl wird man diesen
Prinzipien nicht per se eine Funktion als Gerechtigkeitsprinzipien bescheinigen kén-
nen. Vielmehr bedarf es der rechtlichen Ausgestaltung in Ansehung der Besonderhei-
ten des konkreten Anwendungsbereichs.

1.3 Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte am Beispiel des Rechts der Luftreinhal-
tung

Die Umsetzung der in Kapitel 4 und 5 ermittelten Gerechtigkeitskonzepte in einfaches
nationales Recht wird am Beispiel des Rechts der Luftreinhaltung in Kapitel 6 unter-
sucht.

1.3.1  Verhdltnismapige Gleichheit

Den Anfang macht das Konzept der verhaltnisméfBigen Gleichheit, mit dem die Gerech-
tigkeitsanforderungen der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie respezifiziert werden. Aus-
pragungen dieses Konzepts finden sich im Umweltvolkerrecht (z.B. im Prinzip der ge-
meinsamen aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit, dem Gebot der fairen und ge-
rechten Aufteilung gemeinsamer natiirlicher Ressourcen und dem Prinzip der Billig-
keit). Auf EU-Ebene bilden die Art. 20, 21 GrCh Ankniipfungspunkte. Als verfassungs-
rechtliche Konkretisierung des Konzepts kann der Gleichheitssatz in Art. 3 GG verstan-
den werden. Ein Verstof3 gegen das Gleichheitsgebot liegt danach vor, ,wenn eine
Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behan-
delt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und
solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen konnten.“
Zum Vergleich von verschiedenen Normadressaten im Recht der Luftreinhaltung wer-
den folgende drei Untersuchungsfelder gebildet:

a) Die Perspektive der Schadstoffemittenten,
b) Die Perspektive der schadstoffbelasteten Biirger und
c) Regelungen zum Ausgleich zwischen Emittenten und Belasteten

Die Analyse in den vorgenannten Untersuchungsfeldern nimmt dabei besonders drei
wesentlichen Luftschadstoffe ,Feinstaub®, ,Ammoniak” und ,Stickstoffoxide” und deren
Emittenten in den Blick. Die Analyse der Verursachungsanteile verschiedener
Emittentengruppen ergibt folgendes Bild:

e Bei Feinstaub tragen der StraBenverkehr und die Kleinfeuerungsanlagen der
Haushalte groB8e Verursachungsanteile. Die Landwirtschaft hat einen nicht uner-
heblichen Anteil.

e Bei Ammoniak ist die Landwirtschaft fast der alleinige Emittent;

e Den groBten Verursachungsanteil an NOx tragen stationdre Verbrennungsanla-
gen und der StraBenverkehr. Die industrielle Verarbeitung und die Landwirt-
schaft leisten nur kleinere Beitrige.

10
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Beim Blick auf die Schadstoffemittenten wurde der Frage nachgegangen, ob die Grup-
pe der industriellen Anlagenbetreiber, der Landwirte und der motorisierten Verkehrs-
teilnehmer in Bezug auf die Vermeidung und Reduktion von Schadstoffemissionen un-
terschiedlich behandelt werden und wenn ja ob es gewichtige Rechtfertigungsgriinde
fir diese Ungleichbehandlung gibt. Eine wichtige Rolle spielt dabei auch die Anwen-
dung des Verursacherprinzips.

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Landwirtschaft nicht entsprechend
ihrem Verursacheranteil bei der Einhaltung der Grenzwerte fiir Ammoniak und Fein-
staub herangezogen wird. So sind fiir Luftschadstoffe, die von ,industriell* genutzten
Acker- und Griinflachen ausgehen, keine Schutzpflichten einzuhalten, da diese nicht als
Anlagen im Sinne des Immissionsschutzes gelten. Fir Tierhaltungsanlagen gelten Vor-
sorge- und Schutzpflichten erst ab einer gro3en Tieranzahl, z.B. bei der Mastschweine-
haltung ab 1500 Tieren, der Legehennenhaltung ab 15.000 Tieren oder der Rinderhal-
tung ab 600 Tieren. Ferner gelten bei Tierhaltungsanlagen die Schutzpflichten nur zum
Schutz vor Ammoniak, wobei die Ansicht vertreten wird, dass die Mindestabstandsfla-
chen zum Schutz vor Ammoniak im Vergleich zum Ausmal3 der Emissionen von Mas-
sentierhaltungsanlagen niedrig angesetzt sind. Fiir Biogasanlagen bestehen keine kon-
kretisierten Vorgaben zur Einhaltung von Schutzpflichten. Rechtfertigungsgrinde fur
diese verhéltnismaBige Ungleichbehandlung gegeniiber den anderen Gruppen von
Schadstoffemittenten sind nicht ersichtlich.

Auch wenn die hohe Hintergrundbelastung bei PM 10 ein wichtiger Problemfaktor ist,
fiihren die Zusatzbelastungen durch den Kfz-Verkehr zu Grenzwertiiberschreitungen
insbesondere in den Ballungsrdumen. Im Fall von NO2 spielt die Zusatzbelastung des
Kiz-Verkehrs die ausschlaggebende Rolle fiir Grenzwertiiberschreitung.

Im Sinne der verhaltnisméafBigen Gleichheit zu begriiBen ist, dass fiir alle drei
Emittentengruppen Vorsorgepflichten bei der Errichtung und dem Betrieb von Anla-
gen bzw. bei der Herstellung und dem Betrieb von Kfz sowie bei Qualitdtsanforderun-
gen an den Kraftstoff gelten.

Das positive Ergebnis wird allerdings dadurch geschwacht, dass sich die Vorsorgean-
forderungen insbesondere in ihrem Konkretisierungsgrad bei den Emittentengruppen
unterscheiden. Fiir bestimmte industrielle Anlagen wie Grofeuerungsanlagen sowie
Abfallverbrennung und —mitverbrennungsanlagen sind die Vorsorgepflichten in eige-
nen Immissionsschutzverordnungen konkretisiert; fiir sonstige Anlagen erfolgt eine
Konkretisierung in der TA Luft. Hingegen besteht im Bereich des landwirtschaftlichen
Immissionsschutzes weder fiir Tierhaltungsanlagen noch fiir Biogasanlagen eine eigene
Immissionsschutzverordnung, mit Hilfe derer die Vorsorgeanforderungen nach § 5 Abs.
1 Nr. 2 BImSchG konkretisiert werden. In der Folge muss die Verwaltungsbehorde bei
der Genehmigung von Anlagen nach § 6 Nr. 1 BImSchG und der nachtréaglichen An-
ordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchG die Vorsorgepflichten fur die konkrete Anlage un-
mittelbar aus dem Gesetz bestimmen. Aufgrund der unterschiedlichen Auffassungen zu
Vorsorgepflicht und den Interessenslagen zwischen Anlagenbetreiber und Genehmi-
gungsbehorde, steht zu vermuten, dass in diesen Féllen die Behdrde keine anspruchs-
vollen Vorsorgeanforderungen durchsetzen kann. Fiir Kfz-Emissionen enthdlt § 38
BImSchG Vorsorgestandards, die einem effizienten Emissionsschutz an der Schadstoff-
quelle dienen. Durch Abgaswerte fir Neufahrzeuge und Anforderungen an das Fahr-
verhalten werden auch die Fahrzeughalter und -betreiber als Verursacher in die Pflicht
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genommen. Gleiches gilt fir die Anforderungen an die Kraftstoffqualitdt und an die
Fahrzeugemissionen, die von allen Kraftstofflieferanten und Fahrzeugherstellern er-
reicht werden miissen.

Die Perspektive der schadstoffbelasteten Biirger untersucht, ob Biirger in Gebieten mit
hoher Schadstoffbelastung (vorwiegend in Ballungsgebieten) im Vergleich zu Biirgern
in anderen Gebieten unterschiedlich behandelt werden, und wenn ja welche Rechtfer-
tigungsgriinde es dafiir gibt.

Ausgangslage der Untersuchung bildet die Erkenntnis, dass die Schadstoffbelastung der
Bevolkerung sich zwischen landlichen Rdumen und staddtischen Ballungsgebieten und
innerhalb von stadtischen Ballungsgebieten unterscheidet. Ein wesentlicher Grund liegt
darin, dass der Gesetzgeber und die Rechtsprechung die Handlungsmaxime verfolgen,
die Schadstoffbelastung auf bestimmte Gebiete zu konzentrieren, um andere Gebiete
moglichst von Schadstoffbelastungen freizuhalten. Der umgekehrte Ansatz, einer
gleichmaBigen Verteilung der Schadstoffbelastung tiber alle Gebiete, kann zu einer
Verschlechterung der Gesamtbelastungssituation fihren. Zudem wirft er die Frage auf,
wie mit besonders schiitzenswerten oder noch unbelasteten Gebieten umzugehen wdre.
Umgesetzt wird die Handlungsmaxime durch das Biindelungs- und Trennungsprinzip,
die im Raumordnungs- und Immissionsschutzrecht an verschiedenen Stellen zur An-
wendung kommen. Begrenzt werden die Auswirkungen des Biindelungs- und Tren-
nungsprinzip durch die Pflicht des Staates, die Bevolkerung vor schddlichen Umwelt-
einwirkungen zu schiitzen. Unterhalb dieses Schutzniveaus — im Vorsorgebereich also -
unterscheidet sich jedoch die Schadstoffbelastung zwischen verschiedenen Gebieten. Im
Ergebnis konnen die Prinzipien dazu fithren, dass die Schadstoffbelastung in belasteten
Gebieten bis zur Grenze der Schédlichkeit getrieben wird, indem z.B. neue Belastungen
in ohnehin schon belastete Gebiete verschoben werden. Zur Verminderung der Schad-
stoffbelastung unter anderem in belasteten Gebieten enthalten die raumplanerischen
Vorschriften gebietsbezogene Instrumente. Ferner bestehen anlagenbezogene Instru-
mente wie die nachtrdgliche Anordnung. Die Instrumente kdnnen aber nur begrenzt
zur Gleichheit bei der Verteilung bzw. Verminderung von Schadstoffbelastungen bei-
tragen, da sie durch den VerhaltnisméBigkeitsgrundsatz begrenzt werden.

Die Untersuchung der verhdltnisméaBigen Gleichheit schlieBt mit einer Analyse von
Ausgleichmechanismen, die Ungleichbehandlungen auf Seiten der schadstoffbelasteten
Burger entgegenwirken konnen.

Die vorgestellten Regelungen des Luftqualitédtsrechts tragen zu einer Verminderung der
Schadstoffbelastung durch Stickoxide, Feinstaub und Ammoniak fiir alle Betroffenen
bei. Die Regelungen zu Emissionshdchstmengen fithren nur mittelbar zu einem Abbau
der verhdltnismaBigen Ungleichheit bei der Einhaltung von Immissionsgrenzwerten, in
dem sie das Gesamtniveau der Schadstoffbelastung mit diesen Schadstoffen senken.

Die Instrumente der Luftreinhalteplanung und der Verkehrsbeschrankung wirken di-
rekt auf die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte und konnen zur Erreichung von
verhaltnismaéBiger Gleichheit beitragen. Beim Instrument der Luftreinhalteplanung ist
das Verursacherprinzip zu beachten. So muss die Behorde alle Emittenten einbeziehen
und ein Ausgleich zwischen ihren Verursachungsbeitrdgen und den damit verbunde-
nen Kosten finden. Allerdings sind erheblich Zweifel angebracht, ob die Vorgabe, den
Zeitraum bis zur Einhaltung der Grenzwerte ,,so kurz wie mdglich® zu halten, realisiert
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werden kann. Denn ein wesentlicher Faktor fiir die Uberschreitung der Immissions-
grenzwerte von PM 10 sind Hintergrundbelastungen, die nicht kurzfristig gesenkt wer-
den konnen. Ferner sind die MaBnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte durch die
zustandigen Behoérden nach den einschldagigen Rechtsvorschriften zu erlassen. Damit
wirken sich die Schwédchen und Grenzen dieser spezifischen Instrumente, z.B. der nach-
traglichen Anordnung nach § 17 BImSchG oder fehlende Grenzwerte oder Regelungen
wie im Bereich der Landwirtschaft, auf den Vollzug der Ma3nahmen nach dem
Luftreinhalteplan aus. SchlieBlich ist bei der Durchsetzung von Schutzmafnahmen viel-
fach erst der Klageweg vor Gericht erfolgreich. Zwar kann der Biirger generell die
Verwaltung zur Aufstellung eines wirksamen Luftreinhalteplans erzwingen, aber die
Umsetzung der einzelnen MaBBnahmen kann er nicht erzwingen.

Verkehrsbeschrankungen, insbesondere die Einrichtung von Umweltzonen, konnen
auch als Ausfluss des Konzepts der Chancengerechtigkeit verstanden werden, welches
eng mit dem Konzept der verhéltnisméaBigen Gleichheit verbunden ist. Den Bewohnern
von betroffenen Ballungsgebieten soll mit den Verkehrsbeschrankungen der gleiche
Schutz vor gesundheitsschéddlichen Schadstoffbelastungen ermoglicht werden, wie in
anderen Gebieten. Allerdings ist zu bedenken, dass Verkehrsbeschrankung, die an ei-
ner Stelle zur Einhaltung von Immissionsgrenzwerten fithren und damit Ungleichheit
abbauen, durch die Verlagerung des Verkehrs an eine andere Stelle zu einem Anstieg
der dortigen Schadstoffbelastung fiihren konnen. Einer solchen Verlagerung von
Schadstoffbelastungen steht prinzipiell der Grundsatz des § 50 S. 2 BImSchG entgegen,
wonach eine bestehende gute Luftqualitat nicht verschlechtert werden darf. Da es sich
bei dem Grundsatz um kein absolutes Verschlechterungsverbot handelt, kann die Be-
horde eine Verlagerung mit schwerer zu wiegenden anderen Belangen iiberwinden
und trotzdem zulassen.

Weitere Ausgleichsmechanismen, wie eine analoge Anwendung der gegenseitigen
Pflicht zur Riicksichtnahme nach der Geruchs-Immissionsrichtlinie auf das Recht der
Luftreinhaltung oder eine monetare Entschdadigung als Ausgleich fir eine immissions-
schutzrechtliche Ungleichbehandlung werden als nicht geeignet bewertet.

1.3.2 Abwdgungsgebot und Abwdgungsverfahren

Das Abwéagungsgebot und das Abwagungsverfahren zielen auf den Ausgleich aller re-
levanten (6kologischen, sozialen und 6konomischen) Belange. Dieser Ausgleich ist auch
im Rahmen einer Ermessensentscheidung zu beriicksichtigen. Im Umweltvélkerrecht
beinhalten das ,Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natiirlicher
Ressourcen®, das ,, Konzept der nachhaltigen Entwicklung®, sowie das Vorsorgeprinzip
als prozeduraler Abwagungsmechanismus ein Abwagungsgebot. Auf nationaler Ebene
schreibt das Rechtsstaatsprinzip vor, dass im Rahmen einer VerhdltnisméaBigkeitsprii-
fung die Angemessenheit bzw. VerhdltnismaBigkeit i.e.S. im Fall von Ermessensent-
scheidungen gepriift werden muss. Im konkreten Fall werden dabei im Rahmen der
Ermessensausiibung bei Behdrdenentscheidungen samtliche Vor- und Nachteile der
MaBnahme/des Vorhabens miteinander und gegeneinander abgewogen. Verfassungs-
rechtliche Vorgaben, insbesondere Grundrechte der Anlagenbetreiber und Betroffenen
sind hier zu berucksichtigen, um auf einen Ausgleich der u.U. entgegenstehenden Inte-
ressen Riicksicht zu nehmen. Der Staatszielbestimmung Umweltschutz des Art. 20a GG
kann hier schon eine schutzverstarkende Wirkung zukommen.
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Der Gesetzgeber hat mit dem ausdifferenzierten Instrumentarium der nachtraglichen
Anordnung (§ 17 BImSchG), Untersagungs-, Stilllegqungs- und Beseitigungsverfiigungen
(§ 20 BImSchG) sowie dem Widerruf der Genehmigung (§ 21 BImSchG) den Genehmi-
gungsbehorden die Mdglichkeit gegeben, die Interessen des Anlagenbetreibers an ei-
nem Bestandsschutz seiner Investitionen in die Anlage mit der Abwehr von Gefahren
fir die Gesundheit und Umwelt im Einzelfall abwédgen zu kénnen.

1.3.3 Befdhigungsgerechtigkeit

Verfahrensrechte sind ein wichtiges Instrument, um das Konzept der Befadhigungsge-
rechtigkeit zu verwirklichen, d.h. die Schaffung von Grundvoraussetzungen fiir ein gu-
tes Leben, die es jedem Menschen ermdglichen, seine Fahigkeiten zu entfalten. Dies
geschieht v.a. durch die Schaffung staatlicher Strukturen, die ein gro3tmadgliches ei-
genverantwortliches Handeln des Einzelnen gewahrleisten. So kann der Biirger z.B. Ein-
fluss auf behordliche Entscheidungen nehmen, die die Umweltqualitit in seiner Umge-
bung betreffen. Dariiber hinaus konnen Verfahrensrechte auch der Verwirklichung des
materiellen Gehalts der prozeduralen Gerechtigkeitskonzepte dienen. Die Umsetzung
der Befdhigungsgerechtigkeit geht aber nicht so weit, dass es auf Volkerrechtsebene
ein Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt gabe oder ein allgemeines Grundrecht
auf Umweltschutz auf EU-Ebene. Vielmehr gewdhrleisten bestimmte Menschenrechte
umweltspezifische Belange und bietet das Grundrecht auf Leben und korperliche Un-
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) den Schutz eines 6kologischen Existenzminimums.

Im Recht der Luftreinhaltung wird die Befdhigungsgerechtigkeit durch Informations-,
Beteiligungs- und Klagerechte verwirklicht. So regelt § 10 BImSchG Informations- und
Beteiligungsrechte der Offentlichkeit im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren. Jedermann kann Einwendungen, die gegen das Vorhaben aus der Sicht der
Nachbarschaft oder der Allgemeinheit bestehen, vorbringen. Besonderheiten gelten bei
Anlagen, die aufgrund ihrer Art, Grée, Leistung oder moglicher Umweltauswirkungen
eine Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVP) verlangen. Anerkannte Umweltverbdande
sind hier in ihrer Position gestérkt, da sie eine ,Betroffenen“-Einwendung abgeben
kénnen und auch anschlieBend eine Klage zur Uberpriifung der Entscheidung einrei-
chen konnen. Demgegeniiber konnen sowohl private Einwender als auch Umweltver-
einigungen eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung durch Widerspruch und
Klage tiberpriifen lassen. Dies gilt aber nur wenn die Betroffenen die Verletzung einer
drittschiitzenden Norm riigen. Wahrend der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte der
TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit drittschiitzende Wirkung zukommt,
gilt dies fiir die Vorsorgepflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG nicht.

Das nationale Recht der Bundesrepublik kennt keine ausdriickliche Verbandsklagebe-
fugnis bezogen auf die Luftreinhalteplanung. Die Rechtsprechung hat diese Liicke im
Bereich der Befdhigungsgerechtigkeit geschlossen, indem sie anerkannten Umweltver-
bédnden eine Klagebefugnis gegen Luftreinhaltepldne nach § 42 VwGO einrdumt. Damit
koénnen betroffene Anwohner und Umweltverbdnde die Wirksamkeit der MaB3nahmen
in Luftreinhaltepldnen gerichtlich tiberpriifen lassen.

Beschnitten wird die Ausiibung der Befdhigungsgerechtigkeit im Immissionsschutz-
recht durch die Praklusionsvorschrift in § 10 Abs. 3 S. 2 BImSchG, die dem Zweck der
Verfahrensbeschleunigung dient. Potenzielle Einwender haben einen Monat Zeit die
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Genehmigungsunterlagen einzusehen und miissen spatestens zwei Wochen nach Ab-
lauf der Auslegungsfrist (also ein Monat und zwei Wochen spéter) ihre Einwendungen
schriftlich bei der zustdndigen Behorde eingereicht haben. Einwendungen von Privat-
personen und Umweltvereinigungen, die nicht innerhalb der Frist vorgebracht wurden,
finden in einem spéteren Gerichtsverfahren keine Berucksichtigung (materielle Praklu-
sion). Je komplexer die Anlage und der Genehmigungsbescheid sind, desto eher ist zu
bezweifeln, dass Dritte innerhalb von einem Monat anhand der Genehmigungsunterla-
gen beurteilen konnen, ob und wie sie von der Anlage betroffen sind. Vor diesem Hin-
tergrund wird der eingerdumte Zeitraum als duferst knapp angesehen und deshalb als
fragwiirdige Rechtsschutzverkiirzungen kritisiert.

1.3.4 Generationengerechtigkeit

Die Generationengerechtigkeit hat den Ausgleich der Bedirfnisbefriedigung heutiger
und zukunftiger Generationen im Blick, indem sie die Energieversorgung und die le-
bensnotwendigen Ressourcen (Luft, Wasser, Boden und Fauna) fiir zukiinftige Genera-
tionen zu sichern bzw. zu verbessern sucht. Umweltrechtliche Prinzipien, wie das Vor-
sorge- und Nachhaltigkeitsprinzip konne als Umsetzung des Gedanken einer intergene-
rationellen Gerechtigkeit verstanden werden. Da aber rechtsverbindliche, operative
Bestimmungen zur intergenerationellen Gerechtigkeit fehlen, hat die Generationenge-
rechtigkeit noch keinen konkreten Niederschlag in den drei untersuchten Rechtsebe-
nen erfahren. Eine Ausnahme kann in der Staatszielbestimmung Umweltschutz in Art.
20a GG gesehen werden mit der Aufnahme der Verantwortung fir die kiinftigen Gene-
rationen. Zwar werden dadurch die Belange der kiinftigen Generationen nicht selbst
zum Schutzgut, aber sie sind in der Beriicksichtigung von Langzeitwirkungen (durch
Summation, Ressourcenerschopfung u.d.) enthalten.

Bezugspunkte zur intergenerationellen Gerechtigkeit lassen sich im BImSchG im Geset-
zeszweck, dem freiraumbetonende Ansatz des Vorsorgepflicht, den Nachsorgepflichten
der Anlagenbetreiber und der kontinuierliche Anpassung der TA Luft bzw. der Anla-
gengenehmigung an den Stand der Technik finden.

Um die Belastung der Umwelt und der Bevolkerung mit nicht abbaubaren Luftschad-
stoffen wie Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und polyzyklische aromatische Koh-
lenwasserstoffe entgegenzuwirken, wurden in der 39. BImSchV Qualitédtsziele festge-
setzt. Jedoch haben die Behodrden kein wirksames Instrumentarium mit dem sie auf die
Einhaltung dieser Qualitédtsziele hinarbeiten konnen. Der Schutz vor Ammoniak-
Immissionen aus der Landwirtschaft ist lickenhaft und tragt zur Versauerung und Eut-
rophierung von Land- und Okosystemen bei, was bei einer nachhaltigen Schadigung
den Erhalt dieser Okosysteme fiir nachfolgende Generationen gefihrdet.

1.3.5 Okologische Gerechtigkeit

Die 0kologische Gerechtigkeit betrachtet die durch menschliches Handeln verursachten
Umweltschdden im Hinblick auf die damit verbundenen Beeintrachtigungen der 6ko-
logischen Systeme. Die Natur wird dazu als eigener Handlungsadressat betrachtet, aber
ihr werden keine eigenen Rechte zuerkannt. Rechtsprinzipien auf der Ebene des Um-
weltvolkerrechts, der EU sowie im nationalen Recht, die als Ausgestaltung dieses Kon-
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zepts angesehen werden konnen, umfassen das Vorsorge- und Schutzprinzip, das Integ-
rationsprinzip sowie der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung.

Der Gesetzeszweck des BImSchG kann - mit der Einschrdnkung begrenzter gerichtlicher
Durchsetzbarkeit - als Umsetzung des Konzepts der 6kologischen Gerechtigkeit verstan-
den werden. Insbesondere die integrierte Betrachtung der Umweltgiiter bei der immis-
sionsschutzrechtlichen Vorhabengenehmigung und bei der MaBnahmenauswahl im
Rahmen der Luftreinhalteplanung ist als Auspragung des Konzepts der 6kologischen
Gerechtigkeit zu verstehen.

1.3.6 Chancengerechtigkeit

Die Chancengerechtigkeit hat die gerechte Verteilung von Umweltgiitern und -lasten
sowie der Kosten insbesondere durch materielle Verteilungskriterien und Verteilungs-
verfahren zum Inhalt. Auf der Ebene des Volkerrechts konnten zahlreiche Prinzipien
und Grundséitze ermittelt werden, die auf die Verteilung von Umweltgiitern und Um-
weltbelastungen sowie entsprechenden Beseitigungskosten Anwendung finden, und
damit als Ausdruck der Chancengerechtigkeit gewertet werden konnen. Dazu zdhlen
z.B. die ,,no harm-Regel®, das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer
naturlicher Ressourcen, das Verursacherprinzip, oder das Prinzip der gemeinsamen
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit. Auch im Europarecht kénnen zahlreichen
Prinzipien und Grundsitzen im Sinne einer mittelbare Verteilungssteuerung verstan-
den werden (z.B. die Verpflichtung auf ein regional differenziertes hohes Schutzniveau
bei Umweltbelastungen, das Ursprungsprinzip, das Vorsorgegebot, das Verursacher-
prinzip oder der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung und die Abwdgungsgebote
des Art. 191 Abs. 3 AEUV). Im nationalen Verfassungsrecht agieren im Hinblick auf die
Chancengerechtigkeit v. a. das konkretisierungsbediirftige Sozialstaatsprinzip, der all-
gemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), die besonderen Diskriminierungsverbote
(Art. 3 Abs. 3 GG) sowie die grundrechtlichen Schutzpflichten. Hinzukommen auf nati-
onaler Ebene das Verursacher-, das Vorsorge-, das Kooperations-, das Integrationsprin-
zip und das Nachhaltigkeitsprinzip.

1.3.7 Eigenrechte der Natur

Die Forderung nach Eigenrechten der Natur richtet sich ausgehend von einer 6kozent-
rischen Perspektive auf die Anerkennung subjektiver Rechte der Natur, die treuhdnde-
risch von Einzelpersonen (z. B. Umweltanwélten), Umweltschutzverbdnden oder offent-
lichen Institutionen bzw. im Wege einer Erweiterung der Klagebefugnis wahrgenom-
men werden. Entsprechende Ansatze konnte auf der Ebene des Volkerrechts oder der
EU sowie im nationalen Verfassungsrecht nicht identifiziert werden. Im Recht der Luft-
reinhaltung ist eine Umsetzung des Konzepts ,,Eigenrechte der Natur® nicht zu finden,
da der Natur keine subjektiven Rechte zuerkannt werden. Auch die altruistische Ver-
bandsklage, welche eine Durchbrechung der Klagebefugnis des § 42 Abs. 2 VwGO dar-
stellt, bezieht sich auf eine Subjektivierung des offentlichen Interesses und nicht aus-
schlieBlich auf Rechte der Natur.
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1.4 Optionen zur verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte

In Kapitel 7 werden Optionen zur Behebung oder Verminderung der Gerechtigkeitsde-
fizite im Recht der Luftreinhaltung aufgezeigt.

Zur Verbesserung der verhéltnisméaBigen Gleichheit zwischen unterschiedlich belaste-
ten Bevolkerungsgebieten aber auch zur Verwirklichung der intergenerationellen Ge-
rechtigkeit, sollten die Regelungen im Vorsorgebereich ausgebaut werden. So kénnte
mit der Einfihrung eines Versagungsermessens bei der Anlagengenehmigung den
Immissionsschutzbehorden ein Instrument in die Hand gegeben, um im Vorsorgebe-
reich angesiedelte, gesetzlich vorgeschriebene Umweltqualitétsziele auch tatsachlich zu
erreichen. Alternativ konnte die Befristung der immissionsschutzrechtlichen Anlagen-
genehmigung eingefiihrt werden, wie sie im Wasserrecht fiir die Gewdsserbenutzung
existiert. Eine Befristung wiirde der Behorde - im Gegensatz zu dem bislang vorhande-
nen behdrdlichen Instrumentarium fiir die nachtrégliche Anpassung von Anlagen an
den Stand der Technik - eine uneingeschriankte Uberpriifung der Genehmigung gestat-
ten. Die Anlage miisste zur Erteilung einer neuen (Folge-)JGenehmigung den techni-
schen Standards und umweltrechtlichen Anforderungen entsprechen, die zum Zeit-
punkt der neuen Genehmigung gelten. Die Befristung birgt allerdings auch die Gefahr,
dass innerhalb der Frist Anpassungen an den Stand der Technik vom Anlagenbetreiber
nicht durchgefiuhrt werden.

Zur Verbesserung der materiellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte sollte die Re-
gelungssystematik der 4. BImSchV fir genehmigungsbediirftige Anlagen tiberdacht
werden. So konnte die verhaltnisméBige Gleichheit zwischen den Emittenten von Luft-
schadstoffen verbessert werden, indem transparente Kriterien fiir die Aufnahme von
Anlagen in die 4. BImSchV vorgeschrieben werden. Ziel ist es, alle Anlagen mit ver-
gleichbaren hohen Umweltauswirkungen den erhdhten Anforderungen genehmi-
gungsbedirftiger Anlagen zu unterwerfen.

Ferner konnte die verhéltnismaBige Gleichheit zwischen Emittenten von Luftschadstof-
fen verbessert werden, indem die Landwirtschaft als Verursacher von Ammoniak in die
Luftreinhalteplanung einbezogen wird. Dafiir miissten auch fiir Ammoniak Immissi-
onsgrenzwerte in der 39. BImSchV festgelegt werden.

Die bestehenden Klage- und Beteiligungsmoglichkeiten der Birger und Umweltver-
bédnde in behordlichen und gerichtlichen Genehmigungsverfahren sind zur Verwirkli-
chung der Befdhigungsgerechtigkeit essenziell und dirfen in dieser Funktion nicht ge-
schwéacht werden. Vielmehr zeigt diese Studie zur Umsetzung der Gerechtigkeitskon-
zepte einige Verbesserungsmoglichkeiten auf:

e die Einfihrung eines Klagerechts fiir Umweltvereinigungen im UmwRG, um die
UVP-Vorprifung gerichtlich iberprifen zu lassen;

e die Aufnahme der gerichtlich gewdhrten Klagemoglichkeiten von Umweltverei-
nigungen gegen Luftreinhaltepldne im Gesetz;

e cine Klarstellung gegen wen ein Birger bei Nichteinhaltung von
Luftreinhaltepldanen klagen kann sowie

e die Verldngerung der Einwendungsfrist in § 10 Abs. 3 BImSchG.
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1.5 Ausblick

Mit dem im Rahmen dieser Studie entwickelten Systematisierungsansatz, der rechtsphi-
losophische Gerechtigkeitskonzepte sowie die Gerechtigkeitsanforderungen des inter-
nationalen, europdischen und nationalen Rechts zusammenbindet, konnen auch ande-
re Bereiche des besonderen Umweltrechts untersucht werden, wie z.B. das Wasser-, Bo-
den-, Berg-, Atom-, Abfall- oder Larmschutzrecht. Dazu kénnte — wie im Beispiel der
Luftreinhaltung - die verhéltnisméBige Gleichheit anhand von Vergleichsgruppen un-
tersucht werden. So kénnten die unterschiedlichen Emittenten von Larm (z.B. Stra3en-,
Schienen- und Flugverkehr) hinsichtlich ihrer Inanspruchnahme bei Schutz- und Vor-
sorgeanforderungen verglichen werden.

Liegt eine ungleiche Belastung von Biirgern eines Gebiets vor, die in einer Verletzung
von umweltrechtlichen Schutzpflichten griindet, und ist dafiir eine Vielzahl von Verur-
sachern kausal, sollte gepriift werden, inwieweit ein planungsrechtlicher Ansatz ent-
sprechend der Luftreinhalteplanung gem. § 47 BImSchG verfolgt werden kann. So
konnte z.B. auch im Wasser-, Boden- oder Larmschutzrecht die Verursacherauswahl an-
hand der Verursachungsanteile der im Plangebiet befindlichen Emittenten mafgeblich
fir die Heranziehung zu Vermeidungs- und oder Verminderungsmaf3nahmen sein (in
analoger Anwendung von § 47 Abs. 4 BImSchG). Auch dann ist die MaBnahmenaus-
wahl allerdings durch den Grundsatz der VerhaltnisméaBigkeit begrenzt. Neben der
sektoralen Einfihrung dieser Regelung bietet es sich auch an, die Verursacherauswahl
des § 47 Abs. 4 BImSchG als generelle Regelung im allgemeinen Umweltrecht zu ver-
ankern.

Ein nachster Schritt bei der Diskussion zur Gerechtigkeit im Umweltrecht sollte darin
liegen, vom sektoralen Untersuchungsansatz — wie er in dieser Studie gewahlt wurde -
hin zu einer sektoriibergreifenden Betrachtung der Gesamtbelastung eines Gebietes zu
gehen. Mit dem Blick auf die Gesamtbelastung eines Gebietes ware dann zu tiberlegen,
wie das Trennungs- und Biindelungsprinzip bei der Belastung in unterschiedlichen
Umweltmedien anzuwenden ist. So konnte z.B. eine bestehende Mehrfachbelastung in
einem Gebiet zu einem planerischen Gebot fiihren, dass keine neu hinzukommenden
Belastungen in diesem Gebiet zuldssig sind. Die instrumentelle Grundlage, um die Ge-
samtbelastung eines Gebietes zu ermitteln, konnte z.B. die ,Berliner Umweltgerechtig-
keitskonzeption® bilden, durch welche Rdume mit Mehrfachbelastungen in der Berliner
Umweltgerechtigkeitskarte 2014 abgebildet werden.

18






	Titelei
	Impressum

	BF_GerechtUm Abschlussbericht UBA 25-6-2015 Änderungen angenommen
	Berichtskennblatt
	Report Cover Sheet
	Kurzbeschreibung
	Abstract
	Inhaltsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Abkürzungen
	1  Zusammenfassung
	1.1 Grundlagen
	1.2 Gerechtigkeitsanforderungen im höherrangigen Recht
	1.3 Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte am Beispiel des Rechts der Luftreinhaltung
	1.3.1 Verhältnismäßige Gleichheit
	1.3.2 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren
	1.3.3 Befähigungsgerechtigkeit
	1.3.4 Generationengerechtigkeit
	1.3.5 Ökologische Gerechtigkeit
	1.3.6 Chancengerechtigkeit
	1.3.7 Eigenrechte der Natur

	1.4 Optionen zur verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte
	1.5 Ausblick

	2  Summary
	2.1 The basics
	2.2 Justice requirements in the superior rule of law
	2.3 Implementation of justice concepts based on the example of clean air legislation
	2.3.1 Proportional equality
	2.3.2 Weighting requirement and procedure
	2.3.3 Capability justice
	2.3.4 Intergenerational justice
	2.3.5 Environmental justice
	2.3.6 Equal opportunities
	2.3.7 Intrinsic rights of nature

	2.4 Options for improved implementation of concepts of justice
	2.5 Outlook

	3  Einleitung
	3.1 Hintergrund
	3.2 Ziel

	4  Grundlagen (Schulte)
	4.1 Recht und Gerechtigkeit
	4.2 Prozedurale Gerechtigkeitskonzepte
	4.2.1 Generationengerechtigkeit
	4.2.2 Ökologische Gerechtigkeit
	4.2.3 Chancengerechtigkeit
	4.2.4 Eigenrechte der Natur
	4.2.5 Befähigungsgerechtigkeit

	4.3 Materielle Gerechtigkeitskonzepte
	4.3.1 Rawlsche Gerechtigkeitstheorie
	4.3.2 (Verhältnismäßige) Gleichheit

	4.4 Zusammenfassende Schlussfolgerungen
	4.4.1 Materielle Dimension: Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht
	4.4.1.1 (Verhältnismäßige) Gleichheit
	Sachgerechte Verteilungskriterien
	Maßstab der Verhältnismäßigkeit

	4.4.1.2 Abwägungsgebot (im Einzelfall)

	4.4.2 Formelle Dimension: Verfahrensgerechtigkeit im Umweltrecht81F
	4.4.2.1 Abwägungsverfahren und Abwägungsergebnis
	4.4.2.2 Information – Partizipation – Akzeptanz


	4.5 Gesamtergebnis

	5 Gerechtigkeitsanforderungen im höherrangigen Recht (Michalk)
	5.1 Untersuchungsrahmen
	5.2 Umweltvölkerrecht
	5.2.1 Rechtsquellen
	5.2.2 Übergreifende Prinzipien
	5.2.2.1 Verbot erheblicher grenzüberschreitender Umweltbelastungen
	5.2.2.2 Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen
	5.2.2.3 Statusprinzipien
	5.2.2.4 Nachhaltige Entwicklung
	5.2.2.5 Vorsorgeprinzip
	5.2.2.6 Verursacherprinzip
	5.2.2.7 Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit
	5.2.2.8 Prinzip der Billigkeit

	5.2.3 Verfahrenspflichten
	5.2.4 Individualrechtsschutz
	5.2.5 Zwischenergebnis

	5.3 Umweltspezifisches EU-Primärrecht
	5.3.1 Ziele
	5.3.2 Prinzipien
	5.3.2.1 Hohes Schutzniveau
	5.3.2.2 Vorsorge- und Vorbeugeprinzip
	5.3.2.3 Ursprungsprinzip
	5.3.2.4 Verursacherprinzip
	5.3.2.5 Grundsatz der Nachhaltigen Entwicklung
	5.3.2.6 Querschnittsklausel
	5.3.2.7 Kooperationsprinzip

	5.3.3 Abwägungsgebote
	5.3.4 Individualrechtschutz
	5.3.5 Zwischenergebnis

	5.4 Nationales Verfassungsrecht
	5.4.1 Staatstrukturprinzipien und Staatsziele
	5.4.1.1 Staatszielbestimmungen Umweltschutz und Tierschutz
	5.4.1.2 Rechtsstaatsprinzip
	5.4.1.3 Demokratieprinzip
	5.4.1.4 Sozialstaatsprinzip

	5.4.2 Grundrechte
	5.4.2.1 Freiheitsrechte
	5.4.2.2 Gleichheitsrechte
	5.4.2.3 Grundrechtsschutz durch Verfahren

	5.4.3 Zwischenergebnis

	5.5 Innerstaatlich geltende Grundprinzipien des Umweltrechts
	5.5.1 Schutzprinzip und Vorsorgeprinzip
	5.5.2 Verursacherprinzip
	5.5.3 Kooperationsprinzip
	5.5.4 Nachhaltigkeitsprinzip
	5.5.5 Integrationsprinzip
	5.5.6 Kompensationsprinzip
	5.5.7 Zwischenergebnis

	5.6 Systematisierungsansätze (Michalk / Hermann)
	5.6.1 Generationengerechtigkeit
	5.6.2 Ökologische Gerechtigkeit
	5.6.3 Chancengerechtigkeit
	5.6.4 Eigenrechte der Natur
	5.6.5 Befähigungsgerechtigkeit
	5.6.6 (Verhältnismäßige) Gleichheit
	5.6.7 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren
	5.6.8 Überblick zu den Systematisierungsansätzen


	6 Umsetzung im Recht der Luftreinhaltung (Hermann)
	6.1 Auswahl und Eingrenzung des Referenzgebietes
	6.2 Analyse der Luftreinhaltevorschriften
	6.3 (Verhältnismäßige) Gleichheit
	6.3.1 Wesentliche Luftschadstoffe und ihre Quellen
	6.3.1.1 Feinstaub
	6.3.1.2 Ammoniak
	6.3.1.3 Stickstoffoxide
	6.3.1.4 Anteil der Quellen an Luftschadstoffemissionen

	6.3.2 Perspektive der Emittenten
	6.3.2.1 Anlagenbegriff und Genehmigungsbedürftigkeit
	6.3.2.2 Schutzpflichten (immissionsbezogene Regelungen)
	Industrielle Anlagen und Schutzpflichten
	TA-Luft 2002
	Überschreitung von Immissionswerten (Irrelevanzregelungen nach Nr. 4.1 Abs. 4 TA Luft)
	Sanierungsvorbehalt
	Sonderfallprüfung

	6.3.2.2.1 Landwirtschaftliche Betriebe und Schutzpflichten
	Straßenverkehr und Schutzpflichten

	6.3.2.3 Bewertung zu den Schutzpflichten
	6.3.2.4 Vorsorgepflichten (emissionsbezogene Regelungen)
	Zweck der Vorsorgepflicht
	Grenzen und Konkretisierungsbedürftigkeit der Vorsorgepflicht

	6.3.2.5 Vorsorgepflichten für Anlagen in der Landwirtschaft
	6.3.2.6 Vorsorgepflichten im Kfz-Straßenverkehr
	6.3.2.7 Bewertung der Vorsorgepflichten

	6.3.3 Perspektive der Belasteten
	6.3.3.1 Ungleiche Ausgangslage bei der Schadstoffbelastung
	6.3.3.2 Gleichmäßige Schadstoffbelastung versus Konzentration
	6.3.3.3 Raumplanung als ordnendes Instrument
	6.3.3.4 Nachträgliche Anordnung nach § 17 BImSchG
	6.3.3.5 Fazit

	6.3.4 Regelungen zum Ausgleich zwischen Emittenten und Belasteten
	6.3.4.1 Luftqualitätsziele
	Luftreinhalteplanung
	Verhängung von Verkehrsbeschränkungen nach § 40 BImSchG

	6.3.4.2 Gegenseitige Pflicht zur Rücksichtnahme analog der Geruchs-Immissionsrichtlinie
	6.3.4.3 Entschädigung für Ungleichbehandlung?

	6.3.5 Bewertung

	6.4  Schlussbetrachtung zur (verhältnismäßigen) Gleichheit
	6.5 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren (Schütte)
	6.5.1 Abwägungsgebot bei der Anpassung der Anlagengenehmigung an den Stand der Technik
	6.5.2 Abwägungsgebot im Integrationsprinzip

	6.6 Befähigungsgerechtigkeit (Schütte)
	6.6.1 Informations- und Beteiligungsrechte im Immissionsschutzrecht
	6.6.1.1 Informations- und Beteiligungsrechte bei UVP-Pflichtigen Anlagen
	6.6.1.2 Fakultativer Erörterungstermin
	6.6.1.3 Vereinfachtes Verfahren
	6.6.1.4 UVP-Vorprüfung im Einzelfall

	6.6.2 Klagerechte im Immissionsschutzrecht
	6.6.2.1 Drittschützende Wirkung
	6.6.2.2 Präklusion
	6.6.2.3 Klagerechte bei Luftreinhalteplänen

	6.6.3 Bewertung

	6.7 Generationengerechtigkeit
	6.7.1 Gesetzeszweck des BImSchG
	6.7.2 Vorsorgepflichten
	6.7.3 Anpassung der TA Luft an den Stand der Technik
	6.7.4 Abbaubare und Nichtabbaubare Schadstoffe
	6.7.5 Nachsorgepflichten

	6.8 Ökologische Gerechtigkeit
	6.8.1 Gesetzeszweck des BImSchG
	6.8.2 Integrierte Vermeidung von Umwelteinwirkungen bei der Vorhabengenehmigung
	6.8.3 Luftreinhalteplan

	6.9 Chancengerechtigkeit
	6.10 Eigenrechte der Natur
	6.11  Zusammenfassung der Luftreinhaltevorschriften anhand der Systematisierungsansätze

	7 Optionen zur verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte
	7.1 Optionen zur Umsetzung der materiellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte (Hermann)
	7.1.1 Vorgaben zur Aufnahme von Anlagen in die 4. BImSchV
	7.1.2 Heranziehung von Verursachergruppen
	7.1.3 Stärkung der Vorsorgepflichten

	7.2 Optionen zur Umsetzung der formellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte

	8  Ausblick
	9  Quellenverzeichnis




